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§ 172 StGB

II. Unter Kernenergie ist die in den Atom­
kernen gebundene Energie zu verstehen, 
die durch Kernspaltung oder Kernver­
schmelzung freigesetzt wird. Die Kern­
energie tritt in Form thermischer Strah­
lung und Druckes auf oder in Form von 
Kernstrahlen, die zu den ionisierenden 
Strahlen gehören. Ionisierende Strahlen 
verschiedener Art werden von natürlich 
radioaktiven oder künstlich hergestellten 
radioaktiven Stoffen abgegeben. Sie kön­
nen auch gewolltes oder nicht gewolltes 
Produkt der Umwandlung elektrischer 
Energie sein; zur ersten Gruppe gehören 
die medizinisch genutzten Röntgenstrah­
len, zur zweiten die Röntgenstrahlung bei 
Fernsehapparaten. Ionisierende Strahlen 
werden auch aus dem kosmischen Raum 
eingestrahlt, was aber keine strafrechtlich 
relevierbare Gefahrenquelle für die 
menschliche Gesundheit bilden kann. Ther­
mische Strahlung und Druck sowie ioni­
sierende Strahlung können zu schweren 
somatischen und genetischen Schädigungen 
führen. Die somatische Schädigung kön­
nen Sofort- oder Spätfolgen sein.
III . Die Tathandlung besteht in der Ver­
ursachung einer Gefahr für Leib oder Le­
ben zumindest eines Menschen oder für 
fremdes Eigentum in großem Ausmaß. 
D as Gesetz spricht vom „Bewirken“ , was 
gleichbedeutend mit Verursachen ist. Es 
ist nicht erforderlich, daß der Täter selbst 
die Kernenergie freisetzt, es genügt, wenn 
er einen in Gang befindlichen Freisetzungs­
prozeß ausnützt. Ähnliches gilt für die 
(sonstigen) ionisierenden Strahlen. Daß 
eine Schädigung von Leib oder Leben oder 
von fremden Eigentum eintritt, ist nicht

vorausgesetzt; die Gefahrenherbeiführung 
genügt. Es muß sich um eine konkrete Ge­
fährdung handeln. Zum Begriff des Eigen­
tums in großem Ausmaß s. Anm. zu § 169. 
IV  S. auch das Atomhaftpflichtgesetz 
BGBl. Nr. 117/1964.

Fahrlässige Gefährdung durch Kernenergie 
oder ionisierende Strahlen

§ 172. (1) Wer die im § 171 mit Strafe 
bedrohte Handlung fahrlässig begeht, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen.
(2) H at die Tat eine der im § 170 Abs. 2 
genannten Folgen, so sind die dort ange­
drohten Strafen zu verhängen.

Erläuterungen
I. § 172 unterscheidet sich von § 171 nur 
durch die Schuldform und erfaßt denjenigen, 
der fahrlässig verursacht, daß durch freiwer­
dende Kernenergie oder sonst durch ionisieren­
de Strahlen, eine konkrete Gefahr für Leib 
oder Leen mindestens eines Menschen oder für 
fremdes Eigentum in großem Ausmaß ent­
steht. Zu den einzelnen Begriffen des Tatbildes 
s. Anm. zu § 171.
II. Es ist anzunehmen, daß eher als § 171 der 
§ 172 Bedeutung erlangt. Dies hängt mit der 
steigenden Nutzung der A tom kraft und der 
nutzbringenden Verwendung ionisierender 
Strahlen zusammen. Bei Gefährdungen im R ah­
men eines zugelassenen Kernkraftwerkes wird 
es darauf ankommen, ob alle für den Betrieb 
geltenden Vorschriften, insbesondere die zum 
Schutz von Menschen, eingehalten worden sind. 
Bejahendenfalls handelt es sich um eine rechts­
widrige Gefährdung innerhalb des sogenennten 
erlaubten Risikos; verneinendenfalls kommt 
§ 172 in Betracht.

Vorbereitung eines Verbrechens durch 
Kernenergie, ionisierende Strahlen oder 
Sprengmittel

§ 175. (1) Wer in der Absicht, sich oder 
einem anderen die Begehung einer nach 
§ 171 oder § 173 mit Strafe bedrohten, 
wenn auch noch nicht bestimmten H and­
lung zu ermöglichen, einen Kernbrennstoff, 
einen radioaktiven Stoff, einen Spreng-
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Stoff, einen Bestandteil eines Sprengstoffs 
oder eine zur Herstellung oder Benutzung 
eines dieser Stoffe erforderliche Vorrich­
tung anfertigt, erwirbt oder besitzt, oder 
einen solchen Stoff einem anderen über­
läßt, von dem er weiß (§ 5 Abs. 3), daß 
er ihn zur Vorbereitung einer der genann­
ten mit Strafe bedrohten Handlungen er­
wirbt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Mo­
naten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.
(2) Der Täter ist nicht zu bestrafen, wenn 
er freiwillig, bevor die Behörde (§ 151 
Abs. 3) von seinem Verschulden erfahren 
hat, den Gegenstand der Behörde übergibt, 
es ihr ermöglicht, des Gegenstands habhaft 
zu werden, oder sonst die Gefahr beseitigt, 
daß von dem Gegenstand zur Begehung 
einer nach § 171 oder § 173 mit Strafe 
bedrohten Handlung Gebrauch gemacht 
wird.

Erläuterungen

I. Die besondere Gefährlichkeit aller Verbre­
chen durch Kernenergie, ionisierende Strahlen 
oder Sprengmittel hat dazu geführt, daß die 
Strafbarkeit der Delikte nach §§ 171, 173 auf 
Grund des vorliegenden Tatbildes in einem 
sehr frühen Stadium der Vorbereitung beginnt. 
Durch dieses Vorbereitungsdelikt ist es mög­
lich, schon den Anfängen bei diesen gefährli­
chen Delikten zu wehren.
II. Die Tat ist ein Absichtsdelikt (vgl. § 5 
Abs. 2), es muß dem Täter also darauf an­
kommen, sich oder einem anderen durch sein 
Verhalten die Begehung eines Verbrechens nach 
§ 171 oder § 173 zu ermöglichen. Zeit, Ort, 
Angriffsobjekt und andere Einzelheiten des 
beabsichtigten Verbrechens müssen in diesem 
Vorbereitungsstadium noch nicht feststehen. 
Die Tathandlung besteht darin, daß bestimmte 
Stoffe oder Vorrichtungen angefertigt, erwor­
ben, besessen oder solche Stoffe (nicht auch 
Vorrichtungen) einem anderen, von dem der 
Täter weiß, daß er sie zur Vorbereitung eines 
solchen Verbrechens erwirbt, überlassen w er­
den. Es handelt sich um Kernbrennstoffe, radio­
aktive Stoffe, Sprengstoffe, Bestandteile eines 
Sprengstoffes und um Vorrichtungen, die zur 
Herstellung oder Benutzung eines dieser Stoffe 
erforderlich ist. Solche Vorrichtungen in An­
sehung von Sprengstoffen sind z. B. Zünd­
schnüre (SSt. X V /8) und Uhrwerke zur Aus­
lösung der Explosion.

Aus dem Strahlenschutzgesetz
Bundesgesetz vom 11. Juni 1969, BGBl. 
N r. 227/1969, über Maßnahmen zum Schutz 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 
einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor 
den durch ionisierende Strahlen 
mit erläuternden Anmerkungen enthaltend 
Hinweise auf die amtlichen Erläuternden Be­
merkungen zur Regierungsvorlage und einen 
Kommentar des Herausgebers sowie mit einer 
Einführung und einem Anhang mit einschlä­
gigen Vorschriften

Herausgegeben von D D r. Berthold Moser

Die Internationale Kommission für Strah­
lenschutz (IC R P), welche seit 1928 besteht, 
hat Empfehlungen ausgearbeitet, die sich 
mit den Grundlagen des Strahlenschutzes 
befassen. Diese Empfehlungen werden lau­
fend überprüft. Eine Reihe anderer inter­
nationaler Organisationen, wie die 
Internationale Atomenergie-Organisation 
(IAEA), das Internationale Arbeitsamt 
(ILO ), die Europäische Kernenergie-Agen­
tur (EN EA ) der Organisation für Wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung (O ECD ) und die Europäische Atom­
gemeinschaft (Euratom) haben ihrerseits 
auf dieser Grundlage Richtlinien oder 
Grundnormen entworfen. Es wurden von 
diesen Organisationen — abgesehen von 
der ILO  — auch höchstzulässige Strahlen­
dosen festgelegt, bei deren Aufnahme sich 
nach dem heutigen Stande unserer Kennt­
nisse voraussichtlich weder für die Einzel­
person während ihres Lebens noch für die 
Bevölkerung nennenswerte gesundheitliche 
Schäden ergeben. Diese Dosen bilden aber 
nicht für den menschlichen Körper mit 
Sicherheit unschädliche Beträge der abge­
gebenen Strahlenenergien, sondern stellen 
nur Höchstgrenzen der vertretbaren Strah­
lenbelastungen dar, die nach Möglichkeit 
nicht erreicht werden sollen. Es handelt 
sich bloß urn eine Abschätzung vertretba­
rer Risiken. Daher soll die Strahlenbela­
stung grundsätzlich so gering wie möglich 
gehalten werden. Andererseits können die 
Höchstdosen nicht als Schädigungsgrenzen 
in dem Sinne angesehen werden, daß bei
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ihrer Überschreitung unbedingt mit dem 
Auftreten von Strahlenschäden zu rechnen 
ist. Die höchstzulässigen Dosen sind daher 
als approximative Mittelwerte zu verste­
hen. Mit zunehmender Kenntnis der biolo­
gischen Strahleneinwirkungen wurden im 
Laufe der letzten Jahrzehnte die maximal 
zulässigen Werte laufend herabgesetzt. So 
wurden beispielsweise in der Zeit seit 1934 
bis jetzt die zulässigen jährlichen Höchst­
dosen für Personen, die beruflich mit 
Strahlenquellen umgehen, von 100 Rönt­
gen auf 5 rem, also ungefähr ein Zwanzig­
stel, vermindert.
Die Empfehlungen der IC R P und ihnen 
folgend die Richtlinien anderer interna­
tionaler Organisationen unterscheiden je 
nach dem von der Strahlenbelastung be­
troffenen Personenkreis 4 Gruppen höchst­
zulässiger Dosen, wobei die natürliche Um­
gebungsstrahlung außer Betracht bleibt:
a) Höchstzulässige Dosen für beruflich 
strahlenexponierte Personen):
Hier gilt für Personen nach dem vollende­
ten 18. Lebensjahr für eine Gesamtkörper­
bestrahlung die Grundformel: D =  5 (N- 
18). Dabei bedeutet D  die Dosis in rem 
und N  das Alter. Dem entspricht eine 
durchschnittliche Wochendosis von 0.1 rem 
oder höchstzulässige Jahresdosis von 
5 rem.
b) Höchstzulässige Dosen für besondere 
Bevölkerungsgruppen:
Zu diesen gehören Personen, die in der 
Nähe von Kontrollbereichen arbeiten 
oder diese Bereiche bei ihrer Tätigkeit ge­
legentlich betreten, ferner Personen, die in 
der Nachbarschaft von Kontrollbereichen 
leben. Für die beiden erstgenannten Per­
sonenkategorien beträgt die jährliche 
höchstzulässige Ganzkörperdosis 1.5 rem, 
für die letztgenannte Kategorie 0.5 rem.
c) Höchstzulässige Dosen für einzelne An­
gehörige der Bevölkerung:
Diese belaufen sich auf ein Zehntel der 
höchstzulässigen Dosen für beruflich strah­
lenexponierte Personen, demnach auf jähr­
lich 0.5 rem.
d) Höchstzulässige Dosen für die Gesamt­
bevölkerung:

Die bis zum 30. Lebensjahr kumulierte 
Dosis darf je Person 5 rem nicht über­
schreiten, wobei außer der natürlichen Um ­
gebungsstrahlung auch Bestrahlungen auf 
Grund medizinischer Untersuchungen und 
Behandlungen nicht berücksichtigt sind.
6. Das Gebiet des Strahlenschutzes zerfällt 
in drei große Teilbereiche: den medizi­
nisch-biologischen, den physikalisch-techni­
schen und den rechtlichen Strahlenschutz. 
D a die Verwendung radioaktiver Stoffe 
und Strahleneinrichtungen in der Industrie, 
Technik, Medizin und Wissenschaft sowie 
im Gewerbe und in der Landwirtschaft 
ständig zunimmt, kann das Auslangen 
ohne umfassende rechtliche Ordnung nicht 
mehr gefunden werden. Um die bereits 
weitverzweigte Materie einheitlich zu re­
geln, wurde das Strahlenschutzgesetz er­
lassen. Es standen schon bisher verschie­
dene Vorschriften in Geltung. Doch finden 
sie sich in verschiedenen Gesetzen und Ver­
ordnungen zerstreut vor und sind im gan­
zen gesehen sehr lückenhaft. Sie sind in 
den Abschnitten B und C des Anhanges 
angeführt. Durch das Strahlenschutzgesetz 
wurden diese Vorschriften nicht aufgeho­
ben. Jedoch ist ein Teil von ihnen über­
holt. Das gilt ganz besonders von der 
Röntgenverordnung, die entgegen ihrer 
Bezeichnung auch Arbeiten betrifft, bei de­
nen radioaktive Stoffe verwendet oder 
hergestellt werden. Die in ihr zugelassenen 
Strahlenhöchstdosen erreichen etwa das 
Zwölffache dessen, was nach den gegen­
wärtigen wissenschaftlichen Erkenntnissen 
gestattet ist. Die Röntgenverordnung ist 
daher auf Grund des Strahlenschutzgeset­
zes unanwendbar geworden.
Eine Ausnahme machen verschiedene Vor­
schriften über die Beförderung radioakti­
ver Stoffe. Soweit es sich um den Straßen-, 
Eisenbahn-, Post-, Schiffs- oder Luftfracht­
verkehr handelt und hiefür besondere 
Rechtsvorschriften bestehen, sind diese 
maßgeblich. Sie wurden in Geltung belas­
sen, weil sie in sehr zweckmäßiger Weise 
den spezifischen Erfordernissen dieser Ver­
kehrsarten Rechnung tragen. Auf die ein­
schlägigen Bestimmungen im Abschnitt A 
des Anhanges wird verwiesen.
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7. Das Strahlenschutzgesetz bildet weit­
gehend das verwaltungsrechtliche Gegen­
stück zum zivilrechtlichen Atomhaftpflicht­
gesetz. Es entspricht ihm allerdings nicht 
vollständig. In zweifacher Hinsicht reicht 
es über das Atomhaftpflichtgesetz hinaus. 
Einerseits findet es auch auf den Umgang 
mit ionisierenden Strahlungen Anwen­
dung, die nicht durch radioaktive Stoffe 
hervorgerufen werden. Anderseits sieht 
es Schutz- und Sicherungsmaßnahmen ge­
gen radioaktive Verunreinigungen vor, die 
nicht auf die friedliche Nutzung der Kern­
energie zurückzuführen sind. Hingegen 
bleibt das Strahlenschutzgesetz insoferne 
hinter dem Atomhaftpflichtgesetz zurück, 
als es den Schutz von Sachen nicht in sei­
nen Geltungsbereich einbezieht. Der Grund 
für das Unterbleiben einer solchen Rege­
lung liegt in verfassungsrechtlichen Erw ä­
gungen. Während der Schutz der Gesund­
heit und des Lebens von Menschen gegen 
Schäden durch ionisierende Strahlen als 
eine Angelegenheit des Gesundheitswesens 
in Gesetzgebung und Vollziehung Bundes­
sache ist (Artikel 10 Abs. 1 Z. 12 B.-VG.; 
Erk. V fG H . 11. 12. 1959, K  II — 2/59), 
gehört der verwaltungsrechtliche Schutz 
von Sachen, zu denen auch die Tiere zäh­
len, teilweise zur Kompetenz der Länder. 
Jedoch fällt die Beschränkung auf den 
Schutz von Menschen nicht so sehr ins Ge­
wicht, da sich die Bestimmungen über den 
Schutz des Lebens und der Gesundheit von 
Menschen in vielen Fällen wenigstens mit­
telbar auf den Schutz von Sachgütern aus­
wirken. Soweit die Beförderung von Sa­
chen durch besondere Verkehrsträger in 
Betracht kommt, bleiben auch die einschlä­
gigen Vorschriften über den Schutz von 
Sachgütern unberührt.
Die Regierungsvorlage zum Strahlen­
schutzgesetz wurde am 2. April 1969 im 
Nationalrat eingebracht (1235 der Beila­
gen zu den sten. Prot, des Nationalrates 
X I. GP.). Der Ausschuß für soziale Ver­
waltung beschloß in seiner Sitzung vom 
13. Mai 1969, dem N ationalrat die An­
nahme der Regierungsvorlage unter Be­
rücksichtigung von 11 Abänderungsanträ­
gen zu empfehlen (1291 der Beilagen zu

den sten. Prot, des Nationalrates X I. GP.). 
Der Nationalrat nahm in seiner Sitzung 
vom 11. Juni 1969 den Gesetzentwurf in 
der vom Ausschuß für soziale Verwaltung 
empfohlenen Form einstimmig an (Sten. 
Prot, über die 142. Sitzung des National­
rates, X I. GP.). Der Bundesrat beschloß 
in seiner Sitzung vom 25. Juni 1969 ein­
stimmig, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates keinen Einspruch zu erhe­
ben (Sten. Prot, über die 278. Sitzung des 
Bundesrates). Kundgemacht wurde das 
StrSchG. im Bundesgesetzblatt vom 8. Juli 
1969 unter Nr. 227.

Anhang D
Internationale Strablenschutznormen und 
-empfehlungen

1 Recommendations of the International Com ­
mission on Radiological Protection, Adopted  
September 17, 1965. (IC R P Publication 9, 
Pergamon Press, 1966.)
[Diese Veröffentlichung der IC R P enthält die 
grundlegenden Normen für den Strahlenschutz, 
die das Vorbild für die Empfehlungen und Re­
gelungen der anderen internationalen O rgani­
sationen abgeben. Darüber hinaus hat die IC R P 
eine große Anzahl weiterer Empfehlungen, 
Berichte und Untersuchungen herausgegeben, 
die verschiedene Teilgebiete des Strahlenschut­
zes behandeln.]

2. Veröffentlichungen der Internationalen 
Atomenergie-Organisation.

[Die IA EA  gibt laufend eine Reihe von Em p­
fehlungen heraus, welche den Umgang mit ra­
dioaktiven Stoffen einschließlich ihrer Beförde­
rung sowie ihre Unschädlichmachung betreffen. 
Unter den. in der Safety Series erschienenen 
Veröffentlichungen sei vor allem auf die unter 
den N r. 4 bis 6 und 8 bis 3C publizierten 
Schriften verwiesen. Die Grundnormen für den 
Strahlenschutz, darunter auch die höchstzuläs­
sigen Dosen, enthält N r. 9. Den Umgang mit 
radioaktiven Stoffen betreffen die N r. 4 und 
20, ihre Beförderung N r. 6. Die Unschädlich­
machung behandeln die N r. 5, 10, 12, 15, 19,
24 und 28, die Überwachung und Messungen 
die N r. 8, 11, 13, 14, 16, 17, 18 und 25. Be­
sondere Strahlenschutzmaßnahmen werden in 
den N r. 21, 22, 26 und 27, die Sicherheit von 
Anlagen und Einrichtungen im besonderen in 
den N r. 23, 29 und 30 dargelegt.
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In der Proceedings-Series behandeln die Ver­
öffentlichungen ST I/PU B /57 und 78 Sicher­
heitsfragen, STI/PU B/72 das Standortpro­
blem] .

3. Grundnormen fü r den Strahlenschutz der 
Europäischen Kernenergie-Agentur der O rga­
nisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, revidierte Ausgabe 1968 
(sog. OECD-Grundnormen).
[Diese Grundnormen wurden bisher von 
Österreich nicht ratifiziert.]

4. Richtlinien der Europäischen Atomgemein­
schaft zur Festlegung der Grundnormen für 
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und

der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisie­
render Strahlungen vom 2. Februar 1959, re­
vidiert am 5. M ärz 1962 und 27. Oktober 1966 
(sog. Euratom-Grundnormen), veröffentlicht im 
Am tsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1959, S. 221 f, 1962, S. 1633 f, und 1966, 
S. 3693 f.

5. Übereinkommen betreffend den Schutz der 
Arbeitnehmer vor ionisierenden Strahlen, an­
genommen von der Internationalen Arbeits­
organisation im Jun i 1960 (sog. ILO-Konven- 
tion N r. 115).

[Diese Konvention wurde bisher von Öster­
reich nicht ratifiziert.]

Das Atomhaftpflichtgesetz

Bundesgesetz vom 29. April 1964, BGBl. Nr. 117 über die H aftung für
nukleare Schäden

mit erläuternden Anmerkungen, enthaltend die amtlichen erläuternden Bemerkun­
gen zur Regierungsvorlage, den Bericht des Justizausschusses, einen Kommentar 
des Autors sowie Hinweise auf Entscheidungen zum Haftpflichtrecht und einen 
Anhang mit einschlägigen Vorschriften sowie einer Klassifizierung der Radio­
nuklide

(Manische Sonderausgabe, Nr. 8)

1964. 8°, 100 Seiten. Preis: S 66,— , Ganzleinen geb. S 83,50.

Der Gesetzkommentar ist nicht nur für Inhaber von Kernreaktoren und die An­
wender von Radioisotopen in Industrie, Technik, Wissenschaft, Medizin und Land­
wirtschaft, sondern darüber hinaus auch für die Versicherungsgesellschaften, Ver­
waltungsbehörden, Gerichte, Rechtsanwälte, Hochschulen, die Eisenbahnverwal­
tung, die Postverwaltung und für Autotransport- und Flugzeugunternehmungen 
von großem Interesse.
D a das Gesetz auf eine Reihe physikalischer Tatsachen Bezug nimmt, ist das Ver­
ständnis des bloßen Gesetzestextes vielfach schwierig. Um hier Abhilfe zu schaffen, 
hat der Herausgeber einen Kurzkommentar verfaßt, welcher die schwierige M ate­
rie auch dem Laien erklärt. Ein Stichwortverzeichnis ermöglicht ein rasches und 
einfaches Nachschlagen.

M A N 2SC H E  V ERLA G S- U N D  U N IV E R SIT Ä T SB U C H H A N D L U N G , W IEN
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